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Beschlussempfehlung

Ausschuss Hannover, den 22.04.2015

fur Soziales, Frauen, Familie,
Gesundheit und Migration

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Niedersachsischen MaRregelvollzugsgesetzes

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/1277

Berichterstatterin: Abg. Sylvia Bruns (FDP)
(Es ist ein schriftlicher Bericht vorgesehen.)

Der Ausschuss fiir Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration empfiehlt dem Landtag,
den Gesetzentwurf mit den aus der Anlage ersichtlichen Anderungen anzunehmen.

Holger Ansmann
Vorsitzender
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Gesetz
zur Anderung des Niedersachsischen
Malregelvollzugsgesetzes

Artikel 1
Anderung des Niedersachsischen
MaRregelvollzugsgesetzes

Das Niedersachsische MafRregelvollzugsgesetz
vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBI. S. 131), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juni 2010 (Nds.
GVBI. S. 249), wird wie folgt gedndert:

1. § 2 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 Séatze 1 und 2 erhalt folgende Fas-
sung:

,'Ziel einer Unterbringung in einem psychiat-
rischen Krankenhaus ist es, die untergebrach-
te Person soweit wie méglich zu heilen oder
ihren Zustand so weit zu bessern, dass sie
nicht mehr gefahrlich ist. *Ziel einer Unter-
bringung in einer Entziehungsanstalt ist es,
die untergebrachte Person von ihrem Hang zu
heilen und die zugrundeliegende Fehlhaltung
zu beheben.”

b) Die Abséatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

.(2) *Soweit wie méglich soll der Vollzug
den allgemeinen Lebensverhéltnissen ange-
glichen werden und die untergebrachte Per-
son auf eine selbstandige Lebensfiihrung
vorbereiten. “Ihre familiare, soziale und beruf-
liche Eingliederung soll geférdert werden.

(3) 'Die untergebrachte Person wird un-
verzuglich Uber ihre Rechte und Pflichten un-
terrichtet. “Hat sie eine gesetzliche Vertreterin
oder einen gesetzlichen Vertreter, so soll die-
se oder dieser Gelegenheit erhalten, an der
Unterrichtung teilzunehmen.*

2. 8§83 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt geéndert:
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Gesetz
zur Anderung des Niedersdchsischen
MalRregelvollzugsgesetzes

Artikel 1
Anderung des Niederséchsischen
MaRregelvollzugsgesetzes

Das Niedersachsische MalRregelvollzugsgesetz
vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBI. S. 131), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juni 2010 (Nds.
GVBI. S. 249), wird wie folgt gedndert:

1. 8 2 wird wie folgt geandert:

a) unverandert

b) Die Absatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

.(2) ‘Der Vollzug soll den allgemeinen
Lebensverhéltnissen soweit wie mdoglich an-
geglichen werden und die untergebrachte
Person auf eine selbstandige Lebensfuhrung
vorbereiten. “Ihre familiare, soziale und beruf-
liche Eingliederung soll geférdert werden.

(3) 'Die untergebrachte Person wird un-
verzuglich uber ihre Rechte und Pflichten un-
terrichtet. 2Hat sie eine gesetzliche oder
rechtsgeschéaftliche Vertreterin oder einen
gesetzlichen oder rechtsgeschaéftlichen Ver-
treter, so soll diese oder dieser Gelegenheit
erhalten, an der Unterrichtung teilzunehmen.*

2. 8§ 3 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt geéndert:

0/a) In Nummer 3 wird im Klammerzusatz die
Angabe ,,Abs. 1“ gestrichen.

1/a) Nummer 5 erhéalt folgende Fassung:
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a)

b)

c)

d)

Es werden die folgenden neuen Nummern 5
bis 7 eingeflugt:

,D. die Anregung der Einrichtung einer Be-
treuung (8 8 b Abs. 2 Satz 3),

6. die Anordnung der Behandlung der An-
lasskrankheit bei Einwilligungsunféhigen
(88h),

7. die Anordnung einer MaRnahme zur
Abwendung einer in der Anlasserkran-
kung begriindeten erheblichen gegen-
wartigen Gefahr fur das Leben oder die
Gesundheit der untergebrachten Person
oder Dritter (8 8 ¢),".

Die bisherigen Nummern 5bis 21 werden
Nummern 8 bis 24.

Die neue Nummer 8 erhélt folgende Fassung:

,3. die Entscheidung uber Anspriche der
Untergebrachten auf Behandlung von
anderen Krankheiten als der Anlass-
krankheit sowie auf Schutzimpfungen,
medizinische Vorsorgeleistungen und
Gesundheitsuntersuchungen und auf
Leistungen bei Schwangerschaft und
Mutterschaft (8 8 d Satz 1),

In der neuen Nummer 18 werden nach den
Worten ,Durchsuchung der” die Worte ,Besu-
cherinnen und* eingefigt.
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a)

b)

c)

d)

e)

»5. die Entscheidung Uber Anspriiche auf
Behandlung (8 8 Abs. 1 und 2),“.

Es werden die folgenden neuen Nummern 6
bis 8 eingefiigt:

,6. wird gestrichen

7. die Anordnung der Behandlung oder
Untersuchung gegen den natirlichen
Willen der untergebrachten Person
zur Erreichung des Vollzugsziels
(88b),

8. die Anordnung einer Behandlung oder
Untersuchung ohne Einwilligung oder
gegen den natirlichen Willen einer
untergebrachten Person zur Abwehr
einer erheblichen __ Ge-
fahr fir das Leben oder die Gesundheit
der untergebrachten oder einer ande-
ren Person sowie die Anordnung ei-
ner zwangsweisen Untersuchung
zum Gesundheits- oder Hygiene-
schutz (§ 8 ¢),”.

Die bisherigen Nummern 6 bis 21 werden
Nummern 9 bis 24.

wird (hier) gestrichen (jetzt in Nummer 1/a
enthalten)

unverandert

Die neue Nummer 21 erhalt folgende Fas-
sung:

»21. die Entscheidung uber die Uberwa-
chung und Beschrénkung des Post-
verkehrs und der Telekommunikation,
die Erteilung einer erforderlichen
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3. 8§ 5 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Abséatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

»(2) Die untergebrachte Person kann
abweichend vom Vollstreckungsplan in eine
andere fur den Vollzug der jeweiligen MaRre-
gel vorgesehene Einrichtung eingewiesen
oder verlegt werden, wenn

1. hierdurch die Behandlung der unterge-
brachten Person oder ihre Eingliederung
gefdrdert wird,

2. ihr Verhalten oder ihr Zustand eine Ge-
fahr fur die Sicherheit oder Ordnung in
der Einrichtung, in der sie untergebracht
ist, darstellt oder in erhéhtem MalRe
Fluchtgefahr besteht oder die andere
Einrichtung zu ihrer sicheren Unterbrin-
gung besser geeignet ist oder

3. dies aus Griinden der Vollzugsorganisa-
tion oder aus anderen wichtigen Grin-
den erforderlich ist.

(3) 'Die untergebrachte Person kann in
eine Einrichtung, die fir Untergebrachte ihres
Alters nicht vorgesehen ist, verlegt werden,
wenn dies zu ihrer Behandlung notwendig ist.
’Die Behandlung der ubrigen in dieser Ein-
richtung Untergebrachten darf dadurch nicht
gefahrdet werden.”

In Absatz 4 werden die Worte ,Ein Unterge-
brachter durch die Worte ,Eine untergebrach-
te Person“ und das Wort ,er“ durch das Wort
,Sie“ ersetzt sowie nach den Worten ,gefor-
dert wird“ ein Komma eingefigt.

4, In 85a Satz2 wird die Zahl“21“ durch die
Zahl “24" ersetzt.
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f)

Nutzungsgestattung und deren Wi-
derruf sowie die Entscheidung Uber
die Beschrankung des Zugangs zu
Horfunk und Fernsehen (8 21),“.

In der neuen Nummer 24 wird im Klam-
merzusatz die Angabe ,Abs.1 Satzel
und 2% gestrichen.

3. 85 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Die Absatze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

»(2) Die untergebrachte Person kann
abweichend vom Vollstreckungsplan in eine
andere fir den Vollzug der jeweiligen MaRre-
gel vorgesehene Einrichtung eingewiesen
oder verlegt werden, wenn

1. unverdndert

2. unverandert

3. dies aus Griinden der Vollzugsorganisa-
tion oder aus einem anderen wichtigen
Grund erforderlich ist.

(3) unverandert

unverandert

4. unverandert
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5. § 6 wird wie folgt geandert:

a)

b)

<)

Absatz 1 Satz 1 erhélt folgende Fassung:
,“Nach ihrer Aufnahme wird die untergebrach-
te Person unverzuglich arztlich untersucht.”

In Absatz 2 werden die Worte ,des Unterge-
brachten® durch die Worte ,der untergebrach-

ten Person” ersetzt.

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

»(3) Die Untersuchungen sind der unter-
gebrachten Person zu erlautern.”

6. § 7 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte ,,des Un-
tergebrachten” durch die Worte ,der unterge-
brachten Person® ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,des Unter-
gebrachten® durch die Worte ,der unter-
gebrachten Person“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte ,der Unter-
gebrachte* durch die Worte ,die unter-
gebrachte Person” ersetzt.

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 werden die Worte ,dem Unter-

gebrachten® durch die Worte ,der unter-
gebrachten Person® ersetzt.
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5. §6 erhalt folgende Fassung:

’!§ 6
Aufnahmeuntersuchung

"Nach ihrer Aufnahme wird die untergebrach-

te Person unverziglich arztlich untersucht. ’Die
Aufnahmeuntersuchung erstreckt sich auch auf
die Umstande, deren Kenntnis fir die Erarbei-
tung des Behandlungs- und Eingliederungs-
plans notwendig ist. °Fur die Aufnahmeunter-
suchung gelten die 88 8 bis 8 c.*

a)

b)

c)

wird gestrichen (jetzt in der Neufassung des
§ 6 enthalten)

wird gestrichen

wird gestrichen (jetzt in § 8 Abs. 2 Satz 4,
§8b Abs.4 Nr.1/1 und 88c i.V.m. §8b
Abs. 4 Nr. 1/1 enthalten)

6. § 7 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

unverandert

unverandert

Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) unverandert
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bb) In Satz 2 werden die Worte ,Der gesetz-
liche Vertreter* durch die Worte ,Die ge-
setzliche Vertreterin oder der gesetzli-
che Vertreter” ersetzt.

§ 8 erhalt folgende Fassung:

.88
Behandlung der Anlasskrankheit

(1) 'Die untergebrachte Person hat Anspruch
auf die nach dem aktuellen Stand des Wissens
notwendige medizinische, therapeutische, pflegeri-
sche und padagogische Behandlung ihrer psychi-
schen Krankheit, Stérung oder Behinderung, die
der Unterbringung zugrunde liegt (Anlasskrank-
heit). “Die Bereitschaft zur Behandlung und die
Mitarbeit sind zu férdern. *Eine Behandlung, die die
Personlichkeit der untergebrachten Person in ihrem
Kernbereich verandern wirde, ist unzuléssig.

(2) Die untergebrachte Person ist durch eine
Arztin oder einen Arzt Uber Notwendigkeit, Art,
Dauer und Umfang der Behandlung in einer ihrer
Auffassungsgabe und ihrem Gesundheitszustand
angemessenen Weise aufzuklaren.*
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bb) In Satz 2 werden die Worte ,Der gesetz-
liche Vertreter* durch die Worte ,Die ge-
setzliche oder rechtsgeschéftliche
Vertreterin oder der gesetzliche oder
rechtsgeschéftliche Vertreter” ersetzt.

§ 8 erhalt folgende Fassung:

.88
Anspruch auf Behandlung, Aufklarung
und Einwilligung

(1) 'Die untergebrachte Person hat Anspruch
auf die nach dem aktuellen Stand des Wissens
notwendige medizinische, therapeutische, pflegeri-
sche und padagogische Behandlung und Unter-
suchung ihrer psychischen Krankheit, Stdérung
oder Behinderung, deretwegen die Unterbringung
notwendig ist (Anlasskrankheit). 2""*3

(1/1) *Die untergebrachte Person hat in ent-
sprechender Anwendung des 8§ 57 Abs.2 und 3
sowie der 8858 bis 63 des Niederséchsischen
Justizvollzugsgesetzes  (NJVollzG)
auch Anspruch auf Behandlung __ anderer
Krankheiten als der Anlasskrankheit sowie auf
Schutzimpfungen, medizinische Vorsorgeleistun-
gen, __ Untersuchungen und sonstige Gesund-
heitsfirsorge sowie in entsprechender Anwen-
dung des §71 NJVollzG auf Leistungen bei
Schwangerschaft und Mutterschaft. “Unterge-
brachte sind anzuhalten, auf die eigene Gesund-
heit zu achten, auf die Gesundheit anderer Perso-
nen Rucksicht zu nehmen und Hygienevorschriften
einzuhalten.

(2) 'Behandlungen und Untersuchungen,
insbesondere Eingriffe in den Kdrper oder die
Gesundheit, bedlrfen der Einwilligung der un-
tergebrachten Person. %Ist diese einwilligungs-
unfahig, so ist nach MaBgabe des §630d
Abs.1 Satz2 des Birgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) die Einwilligung ihrer dazu berechtigten
gesetzlichen oder rechtsgeschéftlichen Vertre-
terin oder ihres dazu berechtigten gesetzlichen
oder rechtsgeschéftlichen Vertreters einzuho-
len. *Fur die Einwilligung gilt im Ubrigen § 630 d
Abs. 1 Sétze 3 und 4 sowie Abs. 3 BGB ent-
sprechend. “Die Wirksamkeit der Einwilligung
setzt voraus, dass die untergebrachte Person
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8. Nach § 8 werden die folgenden 88 8 a bis 8 d ein-
geflgt:

,88a
Zuléssigkeit der Behandlung der Anlasskrankheit
bei Einwilligungsféhigen

"Ist die untergebrachte Person fahig, Grund,
Bedeutung und Tragweite der Behandlung einzu-
sehen und ihren Willen nach dieser Einsicht zu be-
stimmen (Einwilligungsfahigkeit), so ist die Behand-
lung der Anlasskrankheit zuldssig, wenn die unter-
gebrachte Person nach entsprechender Aufklarung
(8 8 Abs. 2) in die Behandlung eingewilligt hat.
*Willigt eine einwilligungsfahige untergebrachte
Person in die Behandlung nicht ein, so ist sie durch
eine Arztin oder einen Arzt auf die méglichen me-
dizinischen und rechtlichen Folgen der Ablehnung
hinzuweisen.

§8b
Zulassigkeit der Behandlung der Anlasskrankheit
bei Einwilligungsunféahigen

(1) 'Ist die untergebrachte Person einwilli-
gungsunfahig, so ist fir die Behandlung der An-
lasskrankheit ihr naturlicher Wille festzustellen. 2Ist
der naturliche Wille nach entsprechender Aufkla-
rung (8 8 Abs. 2) auf die Durchfihrung der Be-
handlung gerichtet, so ist sie zul&ssig. %|st der na-
turliche Wille gegen die Durchfiihrung der Behand-
lung gerichtet, so ist die Behandlung nur aufgrund
einer schriftichen Anordnung der Vollzugsleitung
nach den Absétzen 4 bis 7 und nach MalRgabe der
Abséatze 8 und 9 zulassig.

(2) MIst der natirliche Wille einer einwilli-
gungsunfahigen volljahrigen untergebrachten Per-
son nicht feststellbar und liegt eine Patientenverfi-
gung im Sinne des §1901a Abs.1 Satz1 des
Burgerlichen Gesetzbuchs (BGB) vor, deren Fest-
legungen auf die aktuelle Lebens- und Behand-
lungssituation zutreffen, so richtet sich die Zulas-
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oder im Fall des Satzes 2 ihre gesetzliche oder
rechtsgeschéftliche Vertreterin oder ihr gesetz-
licher oder rechtsgeschaftlicher Vertreter Gber
samtliche fur die Einwilligung wesentlichen
Umstande aufgeklart worden ist; fir die Aufkla-
rungspflicht gilt § 630 e BGB entsprechend.
°Die Satze 1 bis 4 gelten nicht in den Fallen des
§8bunddes §8c.”

8. Nach & 8 werden die folgenden 8§ 8 a bis 8 d ein-
gefugt:

.88a
wird gestrichen
(jetzt teilweise in § 8 Abs. 2 enthalten)

§8b
Behandlung der Anlasskrankheit
gegen den natlrlichen Willen zur Erreichung
des Vollzugsziels

(1) wird gestrichen (Regelungsgehalte jetzt
teilweise in § 8 Abs. 2 enthalten)

(2) wird gestrichen (Regelungsgehalte jetzt
teilweise in § 8 Abs. 2 enthalten)
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sigkeit der Behandlung der Anlasskrankheit nach
dem daraus ermittelten Willen. 0Ob die Festlegun-
gen der Patientenverfiigung auf die aktuelle Le-
bens- und Behandlungssituation zutreffen, prift die
Betreuerin oder der Betreuer oder die bevollméach-
tigte Person; sie oder er hat dem Willen der betreu-
ten Person Ausdruck und Geltung zu verschaffen
(§ 1901 a Abs. 1 BGB). Hat die untergebrachte
Person weder eine Betreuerin oder einen Betreuer
noch eine bevollmachtigte Person, so hat die Voll-
zugsleitung die Einrichtung einer Betreuung anzu-
regen. “Solange eine Betreuung nicht eingerichtet
ist, obliegen die Aufgaben nach Satz 2 der zustan-
digen Arztin oder dem zustandigen Arzt. *Liegt eine
Patientenverfiigung im Sinne des § 1901 a Abs. 1
Satz 1 BGB nicht vor oder treffen die Festlegungen
der Patientenverfiigung auf die aktuelle Lebens-
und Behandlungssituation nicht zu, so beurteilt sich
die Zulassigkeit der Behandlung der Anlasskrank-
heit nach § 1901 a Abs. 2 BGB; die Satze 3 und 4
gelten entsprechend.

(3) ‘Ist der natirliche Wille einer einwilli-
gungsunfahigen minderjahrigen untergebrachten
Person nicht feststellbar, so ist die Behandlung der
Anlasskrankheit zuldssig, wenn der mutmaRliche
Wille der minderjahrigen untergebrachten Person
auf die Durchfihrung der Behandlung gerichtet ist.
°Fur die Ermittlung des mutmafilichen Willens gilt
§ 1901 a Abs. 2 BGB entsprechend mit der Malf3-
gabe, dass an die Stelle der Betreuerin oder des
Betreuers die Personensorgeberechtigten treten.

(4) *Eine Anordnung der Behandlung der An-
lasskrankheit gegen den natirlichen Willen der un-
tergebrachten Person kann getroffen werden, wenn

1. eine Patientenverfigung im Sinne des
§1901 a Abs.1 Satz1l BGB, deren Festle-
gungen auf die aktuelle Lebens- und Behand-
lungssituation zutreffen und gegen die Durch-
fuhrung der Behandlung gerichtet sind, nicht
vorliegt,
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(3) wird gestrichen (Regelungsgehalte jetzt
teilweise in § 8 Abs. 2 enthalten)

(4) ‘Eine Behandlung der An-
lasskrankheit gegen den natirlichen Willen der un-
tergebrachten Person darf nur angeordnet wer-
den, wenn

0/1. die untergebrachte Person zur Einsicht in
die Schwere ihrer Krankheit und die Not-
wendigkeit von Behandlungsmalinahmen
oder zum Handeln gemaf solcher Einsicht
krankheitsbedingt nicht féhig ist,

1. eine Patientenverfigung im Sinne des
§1901 a Abs.1 Satz1l BGB, deren Festle-
gungen auf die aktuelle Lebens- und Behand-
lungssituation zutreffen und die die Durchfiih-
rung der Behandlung untersagt, nicht vor-
liegt,
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2. der ernsthafte, mit dem erforderlichen Zeit-
aufwand und ohne Ausibung von Druck un-
ternommene Versuch einer Arztin oder eines
Arztes, eine auf Vertrauen gegriindete Zu-
stimmung zu der Behandlung zu erreichen,
erfolglos geblieben ist,

3. die Behandlung mit dem Ziel vorgenommen
wird, als Voraussetzung fiir das Erreichen des
Ziels der Unterbringung die tatsachlichen Vo-
raussetzungen freier Selbstbestimmung der
untergebrachten Person zu schaffen oder
wiederherzustellen, und die Behandlung ge-
eignet ist, dieses Ziel zu erreichen,

4. weniger eingreifende Behandlungen aus-
sichtslos sind und

5.  der Nutzen der Behandlung die mit ihr einher-
gehenden Belastungen und den mdglichen
Schaden bei Nichtbehandlung deutlich tber-
wiegt.

®Fur die Feststellung, ob die Voraussetzungen des
Satzes 1 Nr. 1 vorliegen, gilt Absatz 2 Satze 2 bis 4
entsprechend. %In der Anordnung muissen Art,
Dauer und Umfang der Medikation, die Intensitat
der arztlichen und pflegerischen Uberwachung so-
wie andere begleitende Kontrollen bestimmt wer-
den. “Art und Dauer der konkret anzuwendenden
MaRRnahmen einschlieR3lich der Auswahl und Dosie-
rung einzusetzender Medikamente und begleiten-
der Kontrollen dirfen nicht Gber das Erforderliche
hinausgehen.

(5) *Vor einer Anordnung nach Absatz 4 muss
ein Gremium, das aus zwei oder drei von der Ein-
richtung unabhangigen Sachversténdigen besteht,
in einer Stellungnahme einvernehmlich festgestellt
haben, dass die Voraussetzungen des Absatzes 4
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1/1. die untergebrachte Person Uber die beab-
sichtigte Behandlung und ihre Wirkungen
in einer ihren Verstandnismaoglichkeiten
und ihrem Gesundheitszustand entspre-
chenden Weise angemessen informiert
worden ist,

2. der ernsthafte, mit dem erforderlichen Zeit-
aufwand und ohne Austbung von Druck un-
ternommene Versuch einer zustandigen Arz-
tin oder eines zustandigen Arztes, eine auf
Vertrauen gegriindete Zustimmung zu der
Behandlung zu erreichen, erfolglos geblieben
ist,

3. die Behandlung dem Ziel dient,
die untergebrachte Person ent-
lassungsfahig zu machen,

4. die Behandlung zur Erreichung ihres Ziels
geeignet, nach ihrer geplanten Art und
Dauer einschlieBlich der Auswahl und Do-
sierung der Medikamente sowie der beglei-
tenden Kontrollen erforderlich ist, weniger
eingreifende Behandlungen aussichtslos sind
und

5. unverandert

2 3
Satz 0/2 enthalten) *
Nummer 4 enthalten)

(jetzt in Absatz 7
(jetzt in Absatz 4

(5) *Bevor eine Behandlung nach Absatz 4
angeordnet wird, missen zwei von
der Einrichtung unabhéngige Sachverstandige das
Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 4
Satz 1 Nrn. 0/1 und 1/1 bis 5 in einer schriftlichen
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Satz 1 Nrn. 2 bis 5 vorliegen. “Eine Sachverstandi-
ge oder ein Sachverstandiger muss Fachérztin
oder Facharzt fir Psychiatrie sein. ®Die oder der
andere Sachverstandige oder die anderen Sach-
verstandigen missen Erfahrung im Umgang mit
untergebrachten Personen haben. “Die Auswahl
der Sachverstandigen im Einzelfall trifft das Fach-
ministerium oder eine von ihm bestimmte Stelle.
°Die Sachversténdigen sind unabhéangig, nicht wei-
sungsgebunden und zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. ®Sie erhalten eine Vergutung in entspre-
chender Anwendung der Gebihrenordnung fir
Arzte. "Die Vollzugsleitung und der Trager der Ein-
richtung sind verpflichtet, die Sachverstandigen bei
ihrer Arbeit zu unterstiitzen. ®Sie haben ihnen, so-
weit es zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist,
Auskiinfte zu erteilen, Akteneinsicht zu gewahren
und Gesprache mit den Untergebrachten sowie
den Bediensteten zu erméglichen. °Die unterge-
brachte Person ist von der zustandigen Arztin oder
dem zusténdigen Arzt Uber die bevorstehende Be-
gutachtung durch die Sachverstéandigen zu unter-
richten.

(6) 'Die untergebrachte Person ist nach Vor-
liegen der Stellungnahme der Sachverstandigen
von der zustandigen Arztin oder dem zustandigen
Arzt Uber die beabsichtigte Anordnung zu unter-
richten. “Ist die untergebrachte Person minderjah-
rig, so sind auch die Personensorgeberechtigten zu
unterrichten. *Hat die untergebrachte Person eine
Betreuerin, einen Betreuer, eine Bevollméachtigte
oder einen Bevollmé&chtigten, so ist auch diese
oder dieser zu unterrichten.

(7) 'Die Anordnung der Behandlung ist der
untergebrachten Person vor Behandlungsbeginn
schriftlich bekannt zu geben. ?st die untergebrach-
te Person minderjéhrig, so ist die Anordnung auch
den Personensorgeberechtigten bekannt zu geben.
*Hat die untergebrachte Person eine Betreuerin,
einen Betreuer, eine Bevollmachtigte oder einen
Bevollméachtigten, so ist die Anordnung auch dieser
oder diesem bekannt zu geben. 4Beantragt die un-
tergebrachte Person nicht innerhalb von zwei Wo-
chen nach Bekanntgabe der Anordnung gerichtli-
che Entscheidung (8§ 109 in Verbindung mit § 138
Abs. 3 des Strafvollzugsgesetzes), so darf mit der
Behandlung begonnen werden.
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Stellungnahme einvernehmlich bestétigen. “Eine
oder einer der Sachverstandigen muss Fachérz-
tin oder Facharzt fiir Psychiatrie und Psychothe-
rapie sein. ®Die oder der andere Sachverstandige

muss Erfahrung im Umgang mit un-
tergebrachten Personen haben. “Die Auswahl der
Sachverstandigen im Einzelfall trifft das Fachminis-
terium oder eine von ihm bestimmte Stelle. °Die
Sachverstandigen sind unabhéngig, nicht wei-
sungsgebunden und zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. ®Sie erhalten eine Vergitung in entspre-
chender Anwendung der Gebuhrenordnung fir
Arzte. "Die Vollzugsleitung und der Trager der Ein-
richtung sind verpflichtet, die Sachverstandigen bei
ihrer Arbeit zu unterstiitzen. ®Sie haben ihnen, so-
weit es zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderlich ist,
Auskiinfte zu erteilen, Akteneinsicht zu gewahren
und Gesprache mit den Untergebrachten sowie
den Bediensteten zu ermdglichen. °Die unterge-
brachte Person ist von der zustandigen Arztin oder
dem zusténdigen Arzt Uber die bevorstehende Be-
gutachtung durch die Sachverstéandigen zu unter-
richten.

(6) 'Die zustandige Arztin oder der zustandi-
ge Arzt teilt der untergebrachten Person und ihrer
gesetzlichen oder rechtsgeschéaftlichen Vertre-
terin oder ihrem gesetzlichen oder rechtsge-
schéftlichen Vertreter das Ergebnis der Stel-
lungnahme der Sachverstandigen mit und unter-
richtet sie Uber eine beabsichtigte Anordnung der
Behandlung. 23 (jetzt in Satz1
enthalten)

(7) “*Die Anordnung erfolgt schriftlich
durch die Vollzugsleitung. %15 der Anordnung
ist die Art und Dauer der Behandlung ein-
schlieBlich der Auswahl und Dosierung der
Medikamente und der begleitenden Kontrollen,
deren Zul&ssigkeit nach Absatz 5 Satz 1 bestéa-
tigt worden ist, sowie die Intensitat der erfor-
derlichen &rztlichen Uberwachung anzugeben.
'Die Anordnung ist der untergebrach-
ten Person sowie ihrer rechtsgeschéftlichen
oder gesetzlichen Vertreterin oder ihrem
rechtsgeschéftlichen oder gesetzlichen Vertre-
ter vor Behandlungsbeginn ___ bekannt zu geben
und muss eine Belehrung daruber enthalten,
dass gegen die Anordnung um vorlaufigen
Rechtsschutz nachgesucht und auch ein An-
trag auf gerichtliche Entscheidung gestellt
werden kann. 2""3 “Der Vollzug der
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(8) 'Die Behandlung ist unter Angabe der
mafgeblichen Grinde fur ihre Anordnung, des
Zwangscharakters der Behandlung, der Art und
Weise der Durchfihrung, der vorgenommenen
Kontrollen und der Uberwachung der therapeuti-
schen Wirksamkeit zu dokumentieren. “Sie ist
durch eine Arztin oder einen Arzt zu iiberwachen.

(9) 'Die Behandlung ist nach Erreichen des
Behandlungsziels, spéatestens jedoch nach Ablauf
von sechs Monaten zu beenden. Sie ist auch zu
beenden, wenn im Verlauf der Behandlung eine
Besserung nicht eintritt oder schwerwiegende Ne-
benwirkungen einen Abbruch der Behandlung er-
forderlich machen. ®Die Behandlung darf nach Ab-
lauf von sechs Monaten nur fortgefuhrt werden,
wenn die Fortfihrung der Behandlung von der
Vollzugsleitung schriftlich angeordnet worden ist;
die Absétze 4 bis 8 und die Satze 1 und 2 gelten
fur die Fortfiihrung entsprechend.

§8¢c
Behandlung bei einer in der Anlasskrankheit
begriindeten gegenwartigen erheblichen Gefahr

(1) *Zur Abwehr einer in der Anlasskrankheit
begriindeten gegenwartigen erheblichen Gefahr fir
das Leben oder die Gesundheit einer anderen Per-
son ist eine Behandlung einer untergebrachten
Person auch gegen deren Willen zuldssig, wenn
sie geeignet ist, die Gefahr abzuwehren, die Ge-

Empfehlungen des Ausschusses fir Soziales, Frauen,
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Anordnung beginnt frihestens zwei Wochen
nach ihrer Bekanntgabe, sofern kein Antrag auf
gerichtlichen Rechtsschutz gestellt worden ist.

(8) Y"Die Behandlung ist durch die zustan-
dige Arztin oder den zustandigen Arzt zu iiberwa-
chen. 'Sie ist unter Angabe der maRgeblichen
Griinde fir ihre Anordnung, ihres Zwangscharak-
ters , der Art und Weise ihrer Durch-
fuhrung, der vorgenommenen Kontrollen und der
Uberwachung der therapeutischen Wirksamkeit zu
dokumentieren. (jetzt in Satz 0/1 ent-
halten)

(9) 'Die Behandlung ist nach Erreichen des
Behandlungsziels, spatestens jedoch nach Ablauf
von sechs Monaten zu beenden. *Sie ist auch zu
beenden, wenn im Verlauf der Behandlung eine
Besserung nicht eintritt oder schwerwiegende Ne-
benwirkungen einen Abbruch der Behandlung er-
forderlich machen. ®Nach Ablauf von jeweils sechs
Monaten darf die Behandlung nur unter den Vo-
raussetzungen der Absatze 4 bis 8 erneut ange-
ordnet werden.

(10) Die Absatze 4 bis 9 gelten fur Unter-
suchungen, die im Rahmen der Behandlung der
Anlasskrankheit erforderlich und mit einem
kdrperlichen Eingriff verbunden sind, entspre-
chend.

§8¢c
Behandlung ohne Einwilligung oder
gegen den natirlichen Willen zur Abwehr
erheblicher Gefahren

(0/1) Eine Behandlung der untergebrachten
Person ist gegen ihren natirlichen Willen unter
den Voraussetzungen des §8b Abs.4 Nrn.0/1
bis 2,4und 5 auch zur Abwehr einer

erheblichen Gefahr ___ fur ihr Le-
ben oder ihre Gesundheit zulassig; bei Vorliegen
einer gegenwartigen erheblichen Gefahr ist
8§ 8 b Abs. 4 Nrn. 1/1 und 2 nicht anzuwenden.

(1) *Eine Behandlung ohne Einwilligung ei-
ner einwilligungsféhigen untergebrachten Person
oder gegen den natiurlichen Willen einer einwil-
ligungsunféhigen untergebrachten Person ist
zur Abwehr einer erheblichen Gefahr
fir das Leben oder die Gesundheit einer anderen

11
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12

fahr nicht durch ein weniger belastendes Mittel ab-
gewehrt werden kann und weniger eingreifende
MaRnahmen aussichtslos sind. 2Die Behandlung
bedarf der Anordnung der Vollzugsleitung.

(2) Besteht eine in der Anlasskrankheit be-
griindete gegenwartige erhebliche Gefahr nur fir
das Leben oder die Gesundheit der untergebrach-
ten Person, so ist eine Behandlung der unterge-
brachten Person nur zuléssig, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 vorliegen und die unterge-
brachte Person die Behandlung in einwilligungsfa-
higem Zustand nicht abgelehnt hat.

(3) 'Die Behandlung ist unter Angabe der
maRgeblichen Grinde fiur ihre Anordnung, des
Zwangscharakters der Behandlung, der Art und
Weise der Durchfiihrung, der vorgenommenen
Kontrollen und der Uberwachung der therapeuti-
schen Wirksamkeit zu dokumentieren. “Sie ist
durch eine Arztin oder einen Arzt zu iiberwachen.
%Ist die untergebrachte Person minderjéhrig, so
sind auch die Personensorgeberechtigten zu unter-
richten. “Hat die untergebrachte Person eine Be-
treuerin oder einen Betreuer oder eine bevollméach-
tigte Person, so ist auch diese oder dieser zu un-
terrichten.

(4) Die Behandlung ist nach Erreichen des
Behandlungsziels, spatestens nach Ablauf von
zwei Wochen zu beenden.
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Person zulassig, wenn die Voraussetzungen des
§8b Abs.4 Nrn.1/1 und 2 vorliegen und die
Behandlung verhaltnismaRig ist; Absatz 0/1
Satz 1 Halbsatz 2 gilt entsprechend.
2 (jetzt in Absatz 3 Satz 0/1 enthalten)

(1/1) Das Vorliegen der in Absatz 0/1
oder 1 genannten Voraussetzungen bedarf, so-
fern nicht eine gegenwartige erhebliche Gefahr
vorliegt, in entsprechender Anwendung des
8§ 8b Abs. 5 der Bestdatigung durch die Sach-
verstandigen; im Fall der Hinzuziehung der
Sachverstandigen gilt § 8 b Abs. 6.

(2) wird (hier) gestrichen (jetzt in Absatz 0/1
enthalten)

() ““Eine Behandlung nach Absatz 0/1
oder 1 bedarf der Anordnung durch die Voll-
zugsleitung und ist durch eine Arztin oder einen
Arzt zu iiberwachen. “?Eine gesetzliche oder
rechtsgeschéftliche Vertreterin oder ein gesetz-
licher oder rechtsgeschéftlicher Vertreter der
untergebrachten Person ist unverzuglich zu unter-
richten. 'Die durchgefiihrte Behandlung ist unter
Angabe der maRgeblichen Griinde fur ihre Anord-
nung, des Zwangscharakters der Behandlung, der
Art und Weise der Durchfiihrung, der vorgenom-
menen Kontrollen und der Uberwachung der thera-
peutischen  Wirksamkeit zu  dokumentieren.
z (jetzt in Satz 0/1 enthalten)

Sund4 (jetzt in Satz 0/2 enthalten)

(4) 'Die Behandlung ist nach Erreichen des
Behandlungsziels, spéatestens nach Ablauf von
sechs Monaten zu beenden. Nach Ablauf von
jeweils sechs Monaten darf die Behandlung nur
unter den Voraussetzungen der Absatze 0/1
bis 3 erneut angeordnet werden.

(5) 'Die Absétze 0/1 bis 4 gelten fiir Unter-
suchungen, die mit einem korperlichen Eingriff
verbunden sind, entsprechend. ’Eine zwangs-
weise Untersuchung, die nicht mit einem Kkoér-
perlichen Eingriff verbunden ist, darf durch die
Vollzugsleitung auch zum Gesundheits- oder
Hygieneschutz angeordnet werden.
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10.

11.

12.

§8d
Behandlung sonstiger Krankheiten,
sonstige Gesundheitsfiirsorge, Hygiene

'"Untergebrachte haben in entsprechender
Anwendung der 88 56 bis 63 des Niederséachsi-
schen Justizvollzugsgesetzes (NJVollzG) vom
14. Dezember 2007 (Nds. GVBI. S. 720), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. Dezember 2012 (Nds. GVBI. S. 566), in der je-
weils geltenden Fassung Anspruch auf Behandlung
von anderen Krankheiten als der Anlasskrankheit
sowie auf Schutzimpfungen, medizinische Vorsor-
geleistungen und Gesundheitsuntersuchungen und
in entsprechender Anwendung des 8§ 71 NJVollzG
auf Leistungen bei Schwangerschaft und Mutter-
schaft. 2Untergebrachte sind anzuhalten, auf die
eigene Gesundheit zu achten, auf die Gesundheit
anderer Personen Ricksicht zu nehmen und Hygi-
enevorschriften einzuhalten.”

In 89 Satz1 werden die Worte ,Dem Unterge-
brachten* durch die Worte ,Der untergebrachten
Person“ ersetzt.

In 8 10 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,Dem Un-
tergebrachten® durch die Worte ,Der untergebrach-
ten Person® ersetzt.

In 811 Satz1 werden die Worte ,Der Unterge-
brachte* durch die Worte ,Die untergebrachte Per-
son“ und die Verweisung ,Artikel 1 des Gesetzes
vom 2. Dezember 2006 (BGBI. | S. 2670)“ durch
die Verweisung ,Gesetz vom 1. Oktober 2013
(BGBI. | S. 3733)" ersetzt.

§ 12 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte ,der Un-
tergebrachte” durch die Worte ,die unterge-
brachte Person® ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte ,des Unterge-
brachten® durch die Worte ,der untergebrach-
ten Person“ und das Wort ,Landeskranken-
hausern“ durch das Wort ,Einrichtungen® er-
setzt.

c) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:
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10.

11.

12.

§8d
wird (hier) gestrichen
(jetzt in 8 8 Abs. 1/1 enthalten)

unverandert

unverandert

In 811 Satz1 werden die Worte ,Der Unterge-
brachte® durch die Worte ,Die untergebrachte Per-
son‘, die Angabe ,,8 35 Abs. 2“ durch die Anga-
be ,,§ 27 b Abs. 2 und die Verweisung ,Artikel 1
des Gesetzes vom 2. Dezember 2006 (BGBI. |
S. 2670) durch die Verweisung ,Artikel 9 des
Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1133)“
ersetzt.

§ 12 wird wie folgt geandert:

a) unverandert

b) unverandert

c) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

13
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,(3) 'In geeigneten Fallen soll von den
Zuwendungen und den sonstigen Einkinften
ein Betrag zuriickgelegt werden, der zur Ein-
gliederung der untergebrachten Person be-
stimmt ist (Uberbriickungsgeld). ?Das Uber-
brickungsgeld soll bis zur Héhe desjenigen
Betrages gebildet werden, der der unterge-
brachten Person und den Personen, denen
gegenuber sie zum Unterhalt verpflichtet ist,
den notwendigen Lebensunterhalt in den ers-
ten vier Wochen nach der Entlassung sichert.
®Das Uberbriickungsgeld ist unter Beriicksich-
tigung seiner besonderen Zweckbestimmung
wie Mindelgeld anzulegen. “Die gesetzliche
Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter so-
wie die Personen und Stellen, die bei der Ein-
gliederung mitwirken, sollen an den Entschei-
dungen Uber die Bildung und die Auszahlung
des Uberbriickungsgeldes beteiligt werden.*

13. § 13 wird wie folgt geandert:

14.

14

a)

b)

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,(1) 'Taschengeld, Zuwendungen und
sonstige der untergebrachten Person in der
Einrichtung zur Verfiigung stehende Einkunf-
te, Uber die sie nicht verfugt und die nicht als
Beitrag zu den Unterbringungskosten (8§ 25)
oder fir andere Verpflichtungen, insbesonde-
re Unterhaltsleistungen, in Anspruch genom-
men oder als Uberbriickungsgeld zuriickge-
legt werden, sind fir sie zu verwahren (Ei-
gengeld). “Ober Eigengeld kann die unterge-
brachte Person mit Zustimmung der Vollzugs-
leitung verfugen. Svor der Entscheidung ist
die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzli-
che Vertreter zu héren.”

In Absatz 2 wird die Verweisung ,Artikel 2
Abs. 15 des Gesetzes vom 2. Dezember 2006
(BGBI. | S. 2748)" durch die Verweisung ,Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 19. Oktober 2013
(BGBI. | S. 3836)“ ersetzt.

§ 14 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

Jwird die Einrichtung in personlichen Angelegen-
heiten der untergebrachten Person téatig und ent-

spricht dies ihrem wirklichen,

natirlichen oder
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,(3) 'In geeigneten Fallen soll von den
Zuwendungen und den sonstigen Einkinften
ein Betrag zuriickgelegt werden, der zur Ein-
gliederung der untergebrachten Person be-
stimmt ist (Uberbriickungsgeld). “Das Uber-
brickungsgeld soll bis zur Héhe desjenigen
Betrages gebildet werden, der der unterge-
brachten Person und den Personen, denen
gegenuber sie zum Unterhalt verpflichtet ist,
den notwendigen Lebensunterhalt in den ers-
ten vier Wochen nach der Entlassung sichert.
®Das Uberbriickungsgeld ist unter Beriicksich-
tigung seiner besonderen Zweckbestimmung
wie Mundelgeld anzulegen. “Die gesetzliche
oder rechtsgeschéftliche Vertreterin oder
der gesetzliche oder rechtsgeschéftliche
Vertreter sowie die Personen und Stellen, die
bei der Eingliederung mitwirken, sollen an den
Entscheidungen uber die Bildung und die
Auszahlung des Uberbriickungsgeldes betei-
ligt werden.”

13. § 13 wird wie folgt geandert:

14.

a)

b)

Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,(1) 'Taschengeld, Zuwendungen und
sonstige der untergebrachten Person in der
Einrichtung zur Verfugung stehende Einkunf-
te, Uber die sie nicht verfiigt und die nicht als
Beitrag zu den Unterbringungskosten (§ 25)
oder fir andere Verpflichtungen, insbesonde-
re Unterhaltsleistungen, in Anspruch genom-
men oder als Uberbriickungsgeld zuriickge-
legt werden, sind fir sie zu verwahren (Ei-
gengeld). *Uber Eigengeld kann die unterge-
brachte Person mit Zustimmung der Vollzugs-
leitung verfligen. Svor der Entscheidung ist
die gesetzliche oder rechtsgeschéftliche
Vertreterin oder der gesetzliche oder rechts-
geschéftliche Vertreter zu héren.”

In Absatz 2 wird die Verweisung ,Artikel 2
Abs. 15 des Gesetzes vom 2. Dezember 2006
(BGBI. | S. 2748)" durch die Verweisung ,Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2014
(BGBI. | S. 2325)“ ersetzt.

unverandert
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15.

16.

mutmabBlichen Willen, so hat die untergebrachte
Person die erforderlichen Aufwendungen zu erset-
zen.*

§ 15 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Der untergebrachten Person kdnnen
Lockerungen des Vollzuges oder Urlaub ge-
wahrt werden, wenn zu erwarten ist, dass
dadurch das Ziel der Unterbringung geférdert
wird, und nicht zu befurchten ist, dass die un-
tergebrachte Person die ihr eingerdumten
Mdoglichkeiten missbrauchen, insbesondere
sich oder die Allgemeinheit geféhrden wird.*

b) In Absatz2 Satz1l werden im einleitenden
Satzteil die Worte ,der Untergebrachte” durch
die Worte ,die untergebrachte Person“ er-
setzt.

c) In Absatz6 Satz2 werden im einleitenden
Satzteil die Worte ,Dem Untergebrachten®
durch die Worte ,Der untergebrachten Per-
son“ ersetzt.

d) In Absatz 7 Satz 1 werden die Worte ,der Un-
tergebrachte durch die Worte ,die unterge-
brachte Person® und das Wort ,ihn® durch das
Wort ,sie“ ersetzt.

§ 16 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Wenn abzusehen ist, dass die Vollstre-
ckung der Unterbringung zur Bewéhrung ausge-
setzt wird oder wenn die Entlassung der unterge-
brachten Person bevorsteht, ist sie von der Einrich-
tung in Zusammenarbeit mit dem Tréger der Sozi-
alhilfe, dem Sozialpsychiatrischen Dienst und dem
Ambulanten Justizsozialdienst auf das Leben au-
Rerhalb der Einrichtung vorzubereiten.*
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15.

16.

16/1.

unverandert

§ 16 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Wenn abzusehen ist, dass die Vollstre-
ckung der Unterbringung zur Bewahrung ausge-
setzt wird oder wenn die Entlassung der unterge-
brachten Person bevorsteht, ist sie von der Einrich-
tung in Zusammenarbeit mit dem Tréger der Sozi-
alhilfe, dem Sozialpsychiatrischen Dienst und dem
Ambulanten Justizsozialdienst Niedersachsen auf
das Leben auBerhalb der Einrichtung vorzuberei-
ten.”

Nach § 16 wird der folgende 8§ 16 a eingefiigt:

»816 a
Wiederaufnahme auf freiwilliger Grundlage

‘Eine aus einem psychiatrischen Kranken-
haus oder einer Entziehungsanstalt (8 1) ent-
lassene Person, die unter Fihrungsaufsicht

15
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17. § 17 wird wie folgt geéndert:

16

a)

b)

c)

Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1) 'Die untergebrachte Person hat sich
so zu verhalten, dass das Ziel der Unterbrin-
gung auch fur die anderen Untergebrachten
nicht gefahrdet und das geordnete Zusam-
menleben in der Einrichtung nicht gestort
werden. ?Zu diesem Zweck getroffene Anord-
nungen und Entscheidungen sind der unter-
gebrachten Person unverziglich bekannt zu
geben, im Rahmen der Einsichtsfahigkeit zu
begrinden und zu dokumentieren. *Von
schriftichen Anordnungen und Entscheidun-
gen erhdlt die gesetzliche Vertreterin oder der
gesetzliche Vertreter eine Abschrift.”

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,dem
Untergebrachten® durch die Worte ,der unter-
gebrachten Person® ersetzt.

In Absatz 3 Nr. 8 wird das Wort ,Vertretern®
durch die Worte ,Vertreterinnen oder Vertre-
tern“ ersetzt.
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17.

steht, ist auf ihren Antrag voriibergehend wie-
der in die Einrichtung aufzunehmen, wenn eine
akute Verschlechterung ihres Zustandes oder
ein Ruckfall in ihr Suchtverhalten eingetreten
ist oder einzutreten droht und ihr andere, gleich
geeignete Hilfen nicht zur Verfigung stehen.
’Die Wiederaufnahme soll die Dauer von sechs
Wochen nicht Uberschreiten; sie kann von der
Einrichtung jederzeit widerrufen werden. *Die
wieder aufgenommene Person ist auf ihren An-
trag unverziiglich zu entlassen. “Gegen die wie-
der aufgenommene Person dirfen MaBnahmen
des Vollzuges, insbesondere Mallnahmen auf
dem Gebiet der Gesundheitsfursorge, nicht mit
unmittelbarem Zwang durchgesetzt werden; im
Ubrigen finden die sonstigen Vorschriften die-
ses Gesetzes entsprechende Anwendung.“

§ 17 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,(1) 'Die untergebrachte Person hat sich
so zu verhalten, dass das Ziel der Unterbrin-
gung auch fir die anderen Untergebrachten
nicht gefahrdet und das geordnete Zusam-
menleben in der Einrichtung nicht gestort
wird. ?Zu diesem Zweck getroffene Anord-
nungen und Entscheidungen sind der unter-
gebrachten Person unverziglich bekannt zu
geben, im Rahmen der Einsichtsfahigkeit zu
begrinden und zu dokumentieren. 3Von
schriftichen Anordnungen und Entscheidun-
gen erhalt die gesetzliche oder rechtsge-
schéftliche Vertreterin oder der gesetzliche
oder rechtsgeschéftliche Vertreter eine Ab-
schrift.”

b) unverandert

c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) Nummer 6 erhélt folgende Fassung:

,»0. allgemeine Nutzungsbedingun-
gen fur Fernsprecher und
sonstige Formen der Telekom-
munikation,*.
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18.

19.

20.

In 818 Abs. 1 werden die Worte ,dem Unterge-
brachten“ durch die Worte ,der untergebrachten
Person“ und die Worte ,soweit das” durch die Wor-
te ,soweit dies” ersetzt.

§ 19 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz1l Satz1 werden die Worte ,dem
Untergebrachten” durch die Worte ,der unter-
gebrachten Person® ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte ,Dem Unterge-
brachten® durch die Worte ,Der untergebrach-
ten Person® ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte ,der Un-
tergebrachte durch die Worte ,die unterge-
brachte Person® ersetzt.

d) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

.(4) 'Eingebrachte Sachen, die die un-
tergebrachte Person nicht in Gewahrsam ha-
ben darf, sind, wenn die untergebrachte Per-
son sie nicht versenden will, fur sie aufzube-
wahren. ?Ist die Aufbewahrung in der Einrich-
tung nicht moglich, so kénnen die Sachen
auch gegen den Willen der untergebrachten
Person auf ihre Kosten unter Wahrung ihrer
berechtigten Interessen versandt, anderweitig
aufbewahrt oder entfernt werden.”

§ 20 Abs. 1 und 2 erhalt folgende Fassung:

Empfehlungen des Ausschusses fir Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Migration

18.

19.

bb) In Nummer 8 wird das Wort ,Vertretern®
durch die Worte ,Vertreterinnen oder
Vertretern“ ersetzt.

§ 18 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,dem Unterge-
brachten“ durch die Worte ,der untergebrach-
ten Person” und die Worte ,soweit das” durch
die Worte ,soweit dies” ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 4 an-
geflgt:

» Fur ZwangsmaRnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfirsorge gelten die 88 8 b
und 8 c dieses Gesetzes.“

§ 19 wird wie folgt geandert:

a) unverandert

b) unverandert

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort ,,Tontra-
gern®“ durch die Worte ,,Ton- und sonsti-
gen Datentrdgern“ und werden die Worte
~der Untergebrachte® durch die Worte ,die un-
tergebrachte Person® ersetzt.

d) unverandert

20. 8§20 Abs. 1 und 2 erhélt folgende Fassung:

17
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21.

18

,(1) *Besuche konnen eingeschréankt oder un-
tersagt werden. Besuche der gesetzlichen Vertre-
terin oder des gesetzlichen Vertreters, von Vertei-
digerinnen und Verteidigern sowie von Rechtsan-
waltinnen, Rechtsanwalten, Notarinnen und Nota-
ren in einer die untergebrachte Person betreffen-
den Rechtssache sind zu gestatten. Der Besuch
kann davon abhangig gemacht werden, dass die
Besucherin oder der Besucher sich durchsuchen
und die von ihr oder ihm mitgefiihrten Gegenstan-
de Uberpriifen lasst. “Die von einer Verteidigerin
oder einem Verteidiger mitgefihrten Schriftstiicke
und Unterlagen dirfen nicht auf ihren Inhalt Gber-
prift werden.

(2) 'Die Besuche, mit Ausnahme der Besuche
von Verteidigerinnen oder Verteidigern, koénnen
tiberwacht werden. 2Ein Besuch kann abgebrochen
werden, wenn die untergebrachte Person oder die
Besucherin oder der Besucher trotz Abmahnung
gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder da-
rauf gestutzte Anordnungen verstoft. *Die Abmah-
nung kann unterbleiben, wenn besondere Griinde
dafur vorliegen, den Besuch sofort abzubrechen.*

§ 21 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Worte ,des Unter-
gebrachten® durch die Worte ,der unter-
gebrachten Person“ ersetzt.

bb) In Satz2 Nr. 1 werden vor den Worten
~einem Verteidiger” die Worte ,einer Ver-
teidigerin oder” eingefugt.

b) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte ,der Un-
tergebrachte durch die Worte ,die unterge-
brachte Person® ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 Nr. 4 erhalt folgende Fassung:
+4. ihre Weitergabe die Eingliederung
einer anderen untergebrachten

Person nach deren Entlassung ge-
fahrden wirde oder*.
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21.

,(1) *Besuche konnen eingeschrankt oder un-
tersagt werden. ’Satz 1 gilt nicht fur Besuche der
gesetzlichen oder rechtsgeschéftlichen Vertrete-
rin oder des gesetzlichen oder rechtsgeschéftli-
chen Vertreters, von Verteidigerinnen und Vertei-
digern sowie von Rechtsanwaltinnen, Rechtsan-
walten, Notarinnen und Notaren in einer die unter-
gebrachte Person betreffenden Rechtssache

. *Der Besuch kann davon abhéngig
gemacht werden, dass die Besucherin oder der
Besucher sich durchsuchen und die von ihr oder
ihm mitgefuhrten Gegensténde Uberprifen lasst.
“Die von einer Verteidigerin oder einem Verteidiger
mitgefiihrten Schriftstiicke und Unterlagen dirfen
nicht auf ihren Inhalt Uberprift werden.

(2) 'Die Besuche, mit Ausnahme der Besuche
von Verteidigerinnen oder Verteidigern, koénnen
iiberwacht werden. “Ein Besuch kann nach vorhe-
riger Androhung abgebrochen werden, wenn die
untergebrachte Person oder die Besucherin oder
der Besucher gegen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes oder Anordnun-
gen aufgrund dieses Gesetzes verstoBt. °Die
Androhung kann unterbleiben, wenn besondere
Grunde daftur vorliegen, den Besuch sofort abzu-
brechen.”

§ 21 wird wie folgt geandert:

a) unverandert

b) unverandert

c) unverdndert
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d)

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort ,an*
die Worte ,die Absenderin oder® einge-
fugt.

In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte ,ein Be-
diensteter” durch die Worte ,eine Beschéftigte
oder ein Beschéftigter* und die Worte ,der
Untergebrachte” durch die Worte ,die unter-
gebrachte Person® ersetzt.

Empfehlungen des Ausschusses fir Soziales, Frauen,
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c/l) Der bisherige Absatz 5 wird neuer Ab-

d)

e)

satz 4 und erhalt folgende Fassung:

»(4) ‘Fur Schreiben in Paketen und
sonstigen Sendungen sowie fur den Emp-
fang von Zeitungen und Zeitschriften gel-
ten die Vorschriften tUber den Schriftver-
kehr sinngemaR. *Fur Gegenstande in Pa-
keten und sonstigen Sendungen gelten im
Ubrigen die Vorschriften iiber den Besitz,
den Erwerb und die Verwendung von Sa-
chen (8 19) sinngeman.“

Der bisherige Absatz 4 wird neuer Absatz 5
und wie folgt geandert:

In __ Satz2 werden die Worte ,ein Be-
diensteter” durch die Worte ,eine Beschéaftigte
oder ein Beschéftigter und die Worte ,der
Untergebrachte® durch die Worte ,die unter-
gebrachte Person® ersetzt.

Es wird der folgende neue Absatz 6 einge-
fagt:

,»(6) 'Die Nutzung anderer Formen der
Telekommunikation kann der unterge-
brachten Person durch die Vollzugsleitung
allgemein oder im Einzelfall gestattet wer-
den, wenn sichergestellt ist, dass die Si-
cherheit oder Ordnung in der Einrichtung
sowie das Ziel der Unterbringung nicht ge-
fahrdet werden und sich die untergebrach-
te Person mit den von der Einrichtung zu
diesem Zweck erlassenen allgemeinen
Nutzungsbedingungen (8 17 Abs. 3 Nr. 6)
einverstanden erklart hat. Die Gestattung
ist durch die Vollzugsleitung zu widerru-
fen, wenn die in Satz 1 genannten Voraus-
setzungen nicht mehr vorliegen. *Soweit
die Nutzungsbedingungen keine abwei-
chenden Regelungen enthalten, gelten im
Ubrigen fiir die Uberwachung, den Ab-
bruch der Nutzung sowie fir sonstige Be-
schrankungen fir Telekommunikations-
formen,

19
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22.

20

§ 21 b erhalt folgende Fassung:

,821b
Auskunft und Akteneinsicht

Auskunft und Akteneinsicht kénnen Uber die
in 816 Abs.4 des Niedersachsischen Daten-
schutzgesetzes genannten Falle hinaus verweigert
werden, soweit und solange

1. eine Verstandigung mit der untergebrachten
Person aufgrund ihres Gesundheitszustandes
oder ihrer eingeschrankten Einsichtsfahigkeit
nicht moglich ist,

2. die Auskunft oder Akteneinsicht die Gesund-
heit der untergebrachten Person oder den
Zweck des Malregelvollzuges gefahrden
wirde oder

3.  berechtigte Geheimhaltungsinteressen Dritter,
deren personenbezogene Daten untrennbar
zusammen mit denen der untergebrachten
Person aufgezeichnet sind, Gberwiegen.*

Empfehlungen des Ausschusses fir Soziales, Frauen,
Familie, Gesundheit und Migration

1. die einem Besuch vergleichbar sind,
Absatz 5 Satz 2 und § 19,

2. die einem Schriftwechsel vergleich-
bar sind, die Absatze 1 bis 3

sinngemaR. *Die Nutzung anderer Formen
der Telekommunikation kann zeitversetzt
Uberwacht und zu diesem Zweck gespei-
chert werden.*

f)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

21/1.8 21 a erhalt folgende Fassung:

22.

»821a
Erkenntnisse aus der Uberwachung

Fur die Verarbeitung der aus der Uberwa-
chung der Besuche, des Postverkehrs und der
Telekommunikation gewonnen Daten gilt das
Niedersachsische Datenschutzgesetz (NDSG),
soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist.“

§ 21 b erhalt folgende Fassung:

,821b
Auskunft und Akteneinsicht

Auskunft und Akteneinsicht kénnen uber die
in 8 16 Abs. 4 NDSG genannten Félle hinaus ver-
weigert werden, soweit und solange

1. unverandert

2. unverandert

3. unverandert
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23.

24,

25.

In §22 Satz1 werden die Worte ,Der Unterge-
brachte, seine” durch die Worte ,Die untergebrach-
te Person, ihre” ersetzt.

§ 23 wird wie folgt geandert:

Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,'Gegen eine untergebrachte Person kénnen
besondere SicherungsmafRnahmen angeord-
net werden, wenn in erhéhtem MaRe Flucht-
gefahr besteht oder sonst ihr Verhalten oder
ihr Zustand eine erhebliche Gefahr fiir die Si-
cherheit oder Ordnung darstellt, insbesonde-
re, wenn Gewalttatigkeiten gegen Personen
oder Sachen oder eine Selbsttétung oder
Selbstverletzung zu befiurchten sind.”

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte ,ein Un-
tergebrachter” durch die Worte ,eine unterge-
brachte Person® ersetzt.

In 8§25 werden die Worte ,der Untergebrachte®
durch die Worte ,die untergebrachte Person® er-
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23. unverandert

24. § 23 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 1 erhédlt folgende Fassung:

,'Gegen eine untergebrachte Person
kénnen besondere Sicherungsmafnah-
men angeordnet werden, wenn in erhéh-
tem MafRe Fluchtgefahr oder aufgrund
ihres  Verhaltens oder Zustands
_____ die erhebliche Gefahr einer
Selbsttétung oder Selbstverletzung oder
von Gewalttatigkeiten gegen Personen
oder Sachen besteht.”

bb) In Satz 2 wird am Ende der Nummer 4
der Punkt durch ein Komma ersetzt
und die folgende Nummer 5 angeflgt:

»D. die Beobachtung der unterge-
brachten Person, auch mit tech-
nischen Hilfsmitteln.“

cc) Satz 3wird gestrichen.

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) ‘Besondere SicherungsmaRnah-
men bedurfen der Anordnung durch die
Vollzugsleitung und sind &rztlich zu uber-
wachen. Eine gesetzliche oder rechtsge-
schéftliche Vertreterin oder ein gesetzli-
cher oder rechtsgeschéftlicher Vertreter
der untergebrachten Person ist unverzug-
lich Uber die Anordnung zu unterrichten.
*Uber einen Zeitraum von mehr als einem
Monat darf eine untergebrachte Person
nur mit Zustimmung des Fachministeri-
ums abgesondert werden. “Die Zustim-
mung darf nur fur einen Zeitraum von je-
weils hdchstens zwei weiteren Monaten er-
teilt werden.”

25. unverandert
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Artikel 2
Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird erm&chtigt, das Nieder-
sachsische Mafregelvollzugsgesetz in der nunmehr gel-

tenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkin-
dung in Kraft.

22

(Ausgegeben am 28.04.2015)
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Artikel 2
Neubekanntmachung

unverandert

Artikel 3
Inkrafttreten

unverandert



	Drucksache 17/3372
	Beschlussempfehlung
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes

